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Tilo Wirtz

Herr Oberbürgermeister,
meine Damen und Herren,

am Wiener Platz blüht der Drogen-
handel, in der gesamten Stadt sind seit 
geraumer Zeit Einbruchsserien sowie 
Kfz-Diebstähle in erheblicher Zahl 
zu beklagen, und der rechte Mob ver-
breitet nicht nur in Heidenau, Freit-
al, Clausnitz oder Bautzen Angst und 
Schrecken, sondern auch in Dresden, 
etwa bei den Ausschreitungen vor der 
Flüchtlingsunterkunft auf der Bremer 
Straße im vergangenen Sommer oder 
bei den Krawallen in Dresden-Prohlis, 
die sich erst gegen ein Willkommensfest 
und dann gegen die Polizei richteten.

Viele Menschen sehen diese Ent-
wicklung mit zunehmendem Unbe-
hagen, nicht wenige haben die Sor-
ge, dass sie selbst oder ihre Familie 
Opfer einer Straftat werden könnten. 

Denn es wird immer offensichtlicher, 
in welch prekärer Lage sich die Polizei 
in Sachsen inzwischen befi ndet. Einige 
Zahlen dazu: Im Zeitraum von 2005 bis 
2014 – also innerhalb von zehn Jahren 
– wurde in Sachsen jede zehnte Stelle 
bei der Polizei gestrichen. In absoluten 
Zahlen bedeutet das: 1.259 Polizeibe-
amtinnen und –beamte wurden wegge-
kürzt, und das mit gravierenden Folgen: 
Bis Ende des vergangenen Jahres sind 
bei der sächsischen Polizei insgesamt 
über 100.000 Überstunden angehäuft 
worden. Im vergangen Jahr sind 3.147 
Urlaubstage von sächsischen Polizei-
beamten verfallen, weil sie nicht frist-
gerecht genommen werden konnten. 
Doch damit nicht genug. Überstunden 
in sechsstelliger Zahl und über 3000 
verfallene Urlaubstage haben nicht 
ausgereicht, um die Einsatzfähigkeit 
der Polizei abzusichern. Dazu mussten 
die Polizisten noch insgesamt 45.613 
Urlaubstage aus dem Jahr 2015 mit in 
dieses Jahr übernehmen, weil sie den 
ihnen zustehenden Urlaub aufgrund der 
Einsatzbelastung schlicht nicht antre-
ten konnten. Angesichts dieser Zahlen 
wäre es verfehlt, davon zu sprechen, 
die Belastungsgrenze der Polizei sei 

erreicht – denn diese Grenze wurde be-
reits vor geraumer Zeit überschritten.

Meine Damen und Herren, das sind die 
Ergebnisse von 25 Jahren CDU-Politik 
in Sachsen. Diese Partei stellt hier seit 
einem Vierteljahrhundert den Minister-
präsidenten, den Finanzminister und 
den Innenminister. Das Ergebnis spricht 
Bände: Die Polizei wurde auf Kosten 
der Sicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger kaputtgespart und an den Rand 
der Handlungsfähigkeit gebracht. Es 
ist ganz offensichtlich: Die Politik der 
CDU ist eine Gefahr für die innere Si-
cherheit unseres Landes. Und ich stelle 
die Frage: Wo sind wir eigentlich hinge-
kommen, dass inzwischen DIE LINKE 
unseren Rechtsstaat und unsere Polizei 
gegen die unverantwortliche Kürzungs-
politik der CDU verteidigen muss?

Ich will es in aller Deutlichkeit sagen: 
Was wir in Sachsen und in Dresden 
nicht brauchen, sind mehr private Si-
cherheitsdienste oder gar Bürgerweh-
ren. Was wir nicht brauchen, ist mehr 
Videoüberwachung. Was wir nicht 
brauchen, sind inszenierte Show-Ter-
mine der örtlichen CDU am Wie-
ner Platz zusammen mit dem unfä-
higsten Innenminister Deutschlands. 

Was wir dagegen benötigen, sind gut 
ausgebildete Polizistinnen und Po-
lizisten, die in der Lage sind, die 
Kriminalität am Wiener Platz effek-
tiv zu bekämpfen, Einbruchsserien 
zügig aufklären und dem rechten 
Mob wirksam Paroli zu bieten. 

Auf Antrag der SPD-Fraktion im Dresdner Stadtrat fand in der Ratssitzung am 25. 
Februar eine Aktuelle Stunde zur Situation am Wiener Platz statt. Wir dokumen-
tieren einen Auszug der Rede des LINKE-Fraktionsvorsitzenden André Schollbach

Freifunk 
für alle
Mit dem interfraktionellen An-
trag „Freifunk für Dresden“ von 
DIE LINKE, SPD, Grünen und 
den Piraten wird die Landes-
hauptstadt Dresden künftig zi-
vilgesellschaftliche Akteurinnen 
und Akteure dabei unterstützen, 
kostenloses WLAN anzubieten. 

Dazu werden den Freifunk-Ak-
teuren Standorte auf Verwal-
tungsgebäuden oder anderen 
städtischen Liegenschaften 
angeboten, so dass diese dort 
ihre Router anbringen können. 

Das hat für alle Dresdnerinnen 
und Dresdner den Vorteil, dass 
jedem – egal, was sie gerade vor-
haben oder wieviel Geld sie in der 
Tasche haben –  ein offenes WLAN 
in Dresden zur Verfügung steht, 
um die Informationen zu bekom-
men, die sie gerade brauchen: 
Den aktuellen Fahrplan der DVB, 
Fußballergebnisse oder beispiels-
weise Informationen bei Behör-
dengängen im Dresdner Rathaus. 

Dieses kostenlose Netz kön-
nen Dresdner Bewohnerinnen 
gleichermaßen nutzen wie die 
zahlreichen Touristinnen und 
Touristen, die Dresden besuchen. 

www.linke-fraktion-dresden.de

Foto: bildpixel / pixelio.de

Die Grenze der 
Belastbarkeit
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Neues aus den Ortsbeiräten, heute: Plauen

Was macht die Bildungsberatung in 
Dresden so besonders, warum können 
deren Aufgaben nicht von anderen 
Angeboten aufgefangen werden?
 
Wir sehen hier drei große Lücken 
in der Dresdner Bildungs- und Be-
ratungslandschaft, die anderweitig 
nicht abgefangen werden können. 

Erstens bietet die Beratung einen Raum 
für Kunden und Kundinnen ohne bereits 
bestehende Ideen über die berufliche Zu-
kunft, um diese hier entwickeln zu kön-
nen. Dieser Raum ist deshalb so wich-
tig, weil Beratungskund*innen häufig 
nur sehr vage Vorstellungen davon ha-
ben, was beruflich überhaupt möglich 
ist oder was zu ihnen passen könnte. 

Zweitens gibt es neben uns keine An-
laufstelle für erwerbstätige Personen 
ohne drohende Arbeitslosigkeit. Dabei 
wird dieser Mehrwert am häufigsten un-
terschätzt. Stellen Sie sich Personen vor, 
die in Arbeit sind, jedoch merken, dass 
zeitnah eine Veränderung ansteht und 
die sich darauf vorbereiten müssen. Bei-
spielsweise Personen, deren aktuelle Tä-
tigkeit bald nicht mehr gefragt ist (z.B. 
durch vorschreitende Technologisie-
rung), deren aktuelle Tätigkeit bald nicht 
mehr zu den eigenen Lebensumständen 
passt (z.B. eine Schichtarbeiterin erwar-
tet Kind) oder deren aktuelle Tätigkeit 
prekär ist und die sich fortwährend mit 
beruflichen Veränderungen auseinander-
setzen müssen und für diese Auseinan-
dersetzung Hilfe benötigen (z.B. befri-
stete Arbeitsverträge im Sozialwesen). 

Drittens arbeiten wir ressortübergrei-
fend. Was heißt das? Wir sind die Bera-
tungsstelle in Dresden mit dem breites-
ten Überblick und Kenntnis aller rele-
vanten Stellen auf dem Berufs- und Bil-
dungsmarkt. Egal, wer bei uns mit wel-
chem Anliegen ankommt, wir können 
dieses entweder selbst bearbeiten oder 
wissen, wer es besser bearbeiten kann. 

Wieviel Beratungen wurden seit Projekt-
start im Jahr 2010 durchgeführt?
 
Insgesamt wurden seit 2010 etwa 
12.000 Beratungen geführt, das heißt im 

Durchschnitt pro Jahr etwa 2.000. Der/
die Durchschnittskund*in ist weiblich, 
zwischen 30 und 45 Jahre alt und befin-
det sich eher in prekären Arbeitsverhält-
nissen, häufig jedoch mit höherem Bil-
dungsabschluss. Der Anteil an Personen 
mit Migrationshintergrund liegt seit 
2014 konstant bei 20%. Den Angaben in 
unseren Feedback-Bögen nach zu urtei-
len, würden unsere Kund*innen die Be-
ratung zu fast 100% weiterempfehlen. 

Welche Themen sprechen die Dresdner 
und Dresdnerinnen in der Bildungsbe-
ratung an?
 
Unsere Kund*innen kommen mit viel-
fältigen Anliegen zu uns, so sind die 
Laufbahnberatung, die berufliche Ori-
entierung und die neutrale Studien-
orientierung häufigste Gründe. Dies 
bedeutet, dass wir individuelle Berufs-
erfahrungen sowie Fähigkeiten und In-
teressen erfassen und analysieren und 
nach beruflichen Anknüpfungspunk-
ten suchen. Darüber hinaus werden oft 
Fragen zum Erwerb und zum Nachho-
len von Schulabschlüssen sowie der 
Anerkennung und Anwendung von 
ausländischen Abschlüssen geklärt. 
 
Eine besondere Zielgruppe sind beruf-
liche (Wieder-)Einsteiger*innen, die 

z.B. nach einem Studium oder einer Aus-
bildung, nach Eltern- oder Erziehungs-
zeiten, nach Rehabilitation, nach Pflege-
zeiten oder nach einer Arbeitslosigkeit 
zu uns kommen. Weiterhin stellt sich 
vielen Kund*innen immer wieder die 
Frage, wie man sich Bildung finanzie-
ren kann bzw. wie der Lebensunterhalt 
währenddessen gesichert werden kann. 
Ein weiterer wichtiger Themenkomplex 
sind die alternativen Zugänge zum Ar-
beitsmarkt, dies meint Fragen zu Prakti-
ka, Ehrenamt und Freiwilligendiensten. 

Zum Angebot gehört ebenfalls der 
Bildungsbus - welche Möglichkeiten 
ergeben sich aus dieser Form der Bil-
dungsberatung?
 
Der Bildungsbus sollte ursprünglich 
als niederschwelliges Angebot die Be-
ratungsstellen vor Ort ergänzen. In der 
Tat ergaben sich im Bus über die Jahre 
auch Gespräche und Kontakte, die wo-
möglich nicht in den Beratungsstellen 
stattgefunden hätten. Beispielsweise 
zeigt sich ein vergleichsweise konstant 
hoher an Anteil an Männern unter den 
Beratungskund*innen im Bus. Au-
ßerdem ist er ein überaus auffälliges 
Werbeinstrument – viele Bürger*innen 
kennen mittlerweile den blauen Bus 
auf dem Altmarkt. Allerdings wurde 

der Aufwand für die Organisation des 
Busses  - wie für Stellplatzflächen und 
-miete, Fahrer*inneneinsatz, altersbe-
dingte Ermüdungserscheinungen des 
Busses und damit verbundene Aus-
fallzeiten für Reparaturen - stark un-
terschätzt, wodurch wir zum aktuellen 
Zeitpunkt davon ausgehen, dass der Bil-
dungsbus nicht wieder reaktiviert wird. 

Was sind die Folgen für die Bil-
dungsberatung, wenn erst kurz vor 
Projektende über deren Fortbestehen 
entschieden wird?
 
Zum einen müssen die Mitarbeiterinnen 
rechtzeitig den Beratungsbetrieb einstel-
len, um die Projektabrechnung sicher-
zustellen und die Beratungsprozesse so 
abzuschließen, dass diese mit dem Be-
ratungsverständnis vereinbar bleiben. 
Zum anderen muss in dieser Phase eben-
falls ein evtl. eintretendes Projektende 
nach außen kommuniziert werden. 
Beides führt letztlich dazu, dass sowohl 
Kund*innen als auch Netzwerkpart-
ner*innen davon ausgehen, dass das Be-
ratungsangebot nicht länger vorgehalten 
wird und damit erstmal auch ganz prak-
tisch nicht mehr in Anspruch genommen 
oder weiterempfohlen werden kann. 

Ferner ist eine späte Entscheidung in 
der aktuellen Situation besonders un-
günstig, da seit 01. Januar 2016 eine 
Zusammenarbeit mit Jobcenter und 
Agentur für Arbeit Dresden im Rahmen 
des „Infopunktes Migration“ geplant ist, 
diese jedoch auf Grund der ungeklär-
ten Fortführung vorerst auf Eis gelegt 
wurde. Beraten werden sollen sowohl 
Kund*innen mit Migrationshintergrund 
sowie Kund*innen des Rechtskreises 
SGB II. Konkret ist geplant, dass wir die 
Arbeit des Jobcenters vorwiegend um 
die folgenden Punkte ergänzen: 1. Un-
terstützung bei der Kompetenzermitt-
lung und Einordnung der vorhandenen 
Berufserfahrungen und Berufsabschlüs-
se in das deutsche Bildungssystem, 2. 
Beratung zu alternativen Zugängen zu 
Bildung, 3. Beratung zu alternativen Fi-
nanzierungsmöglichkeiten von Bildung. 
Das Gespräch mit Anna Tietze und Be-
atrix Lange führte Stadträtin Cornelia 
Eichner

Foto: Beatrix Linge

Gegen das Vergessen
von Max Kretzschmar

Eine knappe Zeitungsnotiz in der „Säch-
sischen Zeitung“ Ende vergangenen 
Jahres brachte den Stein ins Rollen: 
Entsprechend einer Vorlage der Dres-
dner Verwaltung im Zuge der Sanie-
rung und Erweiterung des Schulstand-
ortes für das Gymnasium Süd-West 
soll der Gedenkstein der sowjetischen 
Partisanin Soja Anatoljewna Kos-
modemjanskaja, bis zur Wende Na-
mensgeberin der 46. Oberschule, im 
Lapidarium der Stadt verschwinden.  
 
Soja Kosmodemjanskaja starb 1941 
mit 18 Jahren. Die junge Frau sollte in 
einer Partisaneneinheit das Vorrücken 
der faschistischen Wehrmacht im Dorf 
Petrischtschewo bei Wereja verhindern 
und geriet in Gefangenschaft der Deut-

Das Team der „Dresdner Bildungsbahnen“

schen. Nach tagelanger Folter hängte 
man sie in dem kleinen Dorf und stell-
te ihren Leichnam viele Tage öffent-
lich als „Brandstifterin“ zur Schau. In 
der Sowjetunion wurde sie posthum 
als mutige Heldin verehrt, auch in 
der DDR trugen zahlreiche Einrich-
tungen, u.a. Schulen ihren Ehrennamen. 
Um das Vermächtnis an die junge Rus-
sin zu bewahren, haben die LINKEN in 
Plauen rasch reagiert und eine Antrags-
initiative gestartet. Mit Antrag an den 
Oberbürgermeister soll die Verwaltung 
prüfen, „ob dieser Gedenkstein, be-
gründet durch die historische und po-
litische Bedeutung der mit diesem Stein 
geehrten Persönlichkeit, im Dresdner 
Stadtgebiet einen neuen öffentlichkeits-
wirksamen Standort finden kann. 

Soja Kosmodemjanskajas Leben und Tod 
ist zum Symbol des Widerstandes ein-
facher Bürger gegen Invasion und Un-
menschlichkeit geworden. Die posthume 
Auszeichnung als Heldin der Sowjet-
union Anfang 1942 hebt ihr Schicksal 
hervor, das jedoch für viele ähnliche 
Schicksale steht, in denen sich Men-
schen trotz großer Entbehrungen und 
trotz der Gefahren für ihr Leben gegen 
Krieg und Fremdherrschaft wehrten.“ 

 
Als Vorschlag unterbreiten die LIN-
KEN-Ortsbeiräte, gemeinsam mit den 
Ortsbeiräten von SPD und Grünen, 
eine Umsetzung des gut erhaltenen Ge-
denksteins vor das Militärhistorische 
Museum an der Stauffenbergallee.  
Dieser Antrag wurde mehrheit-
lich im Ortsbeirat Plauen ange-
nommen, nur CDU, FDP und 
AfD enthielten sich der Stimme. 

DIE LINKE brachte einen Eilantrag zur Rettung der Dresdner Bildungsbahnen 
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Die Kaserne in Hellerau 1939 bis 1945
Bereits im Oktober und im Januar wur-
de an dieser Stelle über die Kaserne um 
das Festspielhaus Hellerau von 1939 
bis 1945 berichtet. Teil 1 widmete sich 
dabei allgemeinen Informationen zu 
den berüchtigten Einheiten der Ord-
nungspolizei, die während des 2. Welt-
krieges hinter den Frontlinien neben 
der „Befriedung“ des Hinterlandes im 
Zuge der sogenannten Bandenbekämp-
fung vor allem aktiv am Holocaust be-
teiligt waren. Außerdem war die Bau-
geschichte des Standortes Hellerau 
Gegenstand des Beitrages, nämlich die 
Umwandlung und der Umbau der vor-
maligen Reformschule zur „Infantie-
rieschule der Polizei“ für Zwecke des 
Gewalt- und Sicherheitsapparates des 
NS-Staates. Teil 2 widmete sich ein-
zelnen Leitern dieser Polizeischule.  

Gingen Angehörige dieser Einheiten 
und Täter in der Altbundesrepublik 
häufig straffrei aus, wurden in der zu-
nächst sowjetisch besetzten Zone und 
späteren DDR derartige Tatbestände als 
Kriegsverbrechen und Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit härter bestraft, 
allerdings ebenfalls inkonsequent ver-
folgt und vor allem auch nicht öffentlich 
systematisch aufgearbeitet. Die histo-
rische Aurarbeitung zum Komplex der 
Einheiten der Ordnungspolizei, die ne-
ben der SS und dem SD zunächst „ver-
gessen“ wurden, begann erst ab 1993 
mit der Untersuchung zum Polizeitba-
taillon 101 in Hamburg und dauert an. 

Das Soldbuch von 
Josef Pfaffenbichler

Die Polizeikaserne in Hellerau diente 
zunächst der Ausbildung der militärisch 
organisierten Polizeieinheiten, später 
der Bereitstellung von Ersatzpersonal 
und Weiterbildung von vorhandenem 
Personal. Dabei war Hellerau auch „Zu-
ständige Ersatzeinheit“ für das 8. SS-Po-
lizeiregiment 26, wie das im Internet in 
Kopie abgelegte Soldbuch des Schutz-
polizisten Josef Pfaffenbichler zeigt. 
Das Polizeiregiment 26 war beteiligt an 

verschiedenen „Bandenbekämpfungen“ 
in Ostpolen und in den Karpaten. Trau-
riger Tiefpunkt in der Geschichte dieser 
Einheit dürfte die Beteiligung an der 
„Räumung“ des Ghettos in Bialystok 
zwischen dem 16. und 20. August 1943 
gewesen sein. Die Insassen des Ghettos 
wurden im Zuge dieser „Aktion“ nach 
Treblinka und Majdanek deportiert. Es 
ist davon auszugehen, dass die meisten 
Menschen anschließend in Vernich-
tungslagern ermordet worden sind. Ein 
am Beginn der Deportation improvi-
sierter Aufstand wurde von den Poli-
zeieinheiten blutig niedergeschlagen. 
Der Polizist Josef Pfaffenbichler selbst 
überlebte den Krieg nicht. Als letzten 
Eintrag vermerkt sein Soldbuch „...ist 
am 14.1.1944 1 km nördl. Pogan (Ruß-
land Nord) gefallen.“ Gegen Ende des 
Krieges in der für die Wehrmacht zuneh-
mend aussichtslos gewordenen Situati-
on mussten sich die Polizeieinheiten in 
Kämpfen auch regulären Einheiten der 
Roten Armee stellen, wenn sie in Front-
lücken geworfen wurden. Nur erfahren 
im Massenmord an völlig wehrlosen 
Zivilisten oder in der „Bandenbekämp-
fung“ mit zahlen- und ausrüstungsmä-
ßig hoffnungslos unterlegenen Parti-
sanen zogen die Polizeiregimenter hier 
häufig verlustreich den Kürzeren, da sie 
für Gefechte mit Kampfeinheiten weder 
ausgebildet noch ausgerüstet waren. 

Das Polizeibataillon 304 
und Hellerau

Eine der berüchtigsten Einheiten mit ei-
ner der größten Zahl ziviler Opfer war 
das Polizeibataillon 304, welches in 
Chemnitz ansässig war. Zunächst bei 
der Bewachung des Ghettos in Warschau 
eingesetzt, wobei es bereits zu Übergrif-
fen kam, wurde der Verband nach dem 
Einmarsch in die Sowjetunion in die 
Ukraine verlegt. Bei mörderischen „Ak-
tionen“ wurden unter anderem in den 
Städten Gaisin, Uman, Kirowgrad und 
Kiew wahrscheinlich 17.000 Zivilisten 
umgebracht, meist handelte es sich um 
jüdische Opfer. Vorbereitet auf diese 
Art des „Einsatzes“ wurden die Poli-
zisten während ihrer Zeit in Warschau. 
Während einer Abkommandierung zu 
einem „Sonderlehrgang“ nach Krakau 
wurde die Tötung per Genickschuss 
gelehrt – wobei der Lehrgang auch ei-
nen „praktischen Ausbildungsteil“ um-
fasste, dem 75 Juden zum Opfer fielen. 

Die Verbindung zwischen dem Polizei-
bataillon 304, später Polizeiregiment 
10, und der Kaserne in Hellerau be-
steht im Personal, welches in Hellerau 
seinerzeit lehrte und lernte. Max Seidel 
wurde in Dresden-Hellerau ausgebildet, 
Reinhold Blana war ab 1944 Gruppen-
führer und Ausbilder für Jugendliche 

Festspielhaus Hellerau

von Tilo Wirtz
in Dresden-Hellerau, Gottfried Swehla 
war von Dezember 1943 bis Septem-
ber 1944 nach einer Erkrankung in 
Hellerau im Dienst und Erhard Zick-
müller erhielt im Oktober 1943 seine 
„Sonderausbildung für den Osteinsatz“ 
in der Kaserne Hellerau. Aber noch et-
was verbindet die im letzen Abschnitt 
genannten. Alle wurden bis 1947 von 
Sowjetischen Militärtribunalen (SMT) 
wegen ihrer Beteiligung an Massenmor-
den zum Tode verurteilt und erschossen. 

Die beiden Kasernenflügel neben dem 
älteren Festspielhaus wurden vom 
Landesamt für Denkmalpflege unter 
Denkmalschutz gestellt. In der Ka-
serne wurde von 1939 bis 1945 der 
Mord gelehrt und gelernt. An die Be-
deutung des Ortes und an seine Bezie-
hung zu den dunkelsten Kapiteln der 
deutschen Geschichte erinnert nichts. 

Upcycling und Müllvermeidung stehen 
hoch im Trend. Ersteres hat nichts mit 
Fahrradfahren zu tun, letzteres beginnt 
idealerweise bereits beim Einkauf. In 
vielen Städten haben sich in den letz-
ten Monaten verpackungsfreie Läden 
gegründet, in denen man die Lebens-
mittel in eigene Behälter abfüllt, bevor 
sie an der Kasse gewogen werden. Das 
jeweilige Eigengewicht des Behälters 
wird vorher bestimmt und dann beim 
Auswiegen abgezogen. Bei Eiern er-
übrigt sich das Auswiegen, das Verpa-
ckungsproblem besteht trotzdem. Auch 
wenn die Eierpappen aus recycelter 
Pappe bestehen, kostet deren Herstel-
lung Ressourcen. Die Pappen mehrfach 
zu verwenden, liegt deshalb nahe. An 
dieser Stelle widersprechen aber sowohl 
das deutsche als auch das europäische 
Lebensmittelrecht der schönen Idee. 

Gebrauchte Eierpappen dürfen nicht 
zurück in den Laden gebracht und noch-
mal verwendet werden: „Umhüllungen 
und Verpackungen, die für Lebensmittel 
wieder verwendet werden, müssen leicht 
zu reinigen und erforderlichenfalls zu 
desinfizieren sein.“ (Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene 

von Kerstin Wagner

Eine Posse über Eierpappen und Hygiene

Willkommen in Absurdistan 
Basteln verwendet werden, wenn sie 
nicht mit Ei verunreinigt sind. Salmo-
nellen sind ohne entsprechenden Nähr-
boden nicht allzu lange überlebensfähig. 
Zur Sicherheit können Sie die Pappen 
ca. 14 Tage zur Seite stellen, dann dürf-
ten Salmonellen abgestorben sein. Auch 
würde wahrscheinlich die Keimzahl, 
sollten doch welche überlebt haben, 
nicht ausreichen, um Erkrankungen 
auszulösen“, so das Gesundheitsamt.  

Fassen wir zusammen: Erwachsene 
dürfen Verpackungen nur dann wie-
derverwenden, wenn deren Reini-
gung möglich ist, Kinder dürfen mit 
denselben Verpackungen aber spie-
len und basteln, wenn sie zwei Wo-
chen an einem trockenen Ort standen.  

 

vom 29. April 2004, Kapitel X, Punkt 4.) 
Das alles im Hinterkopf wunderte ich 
mich, als mein Kind vor ein paar Wochen 
mit aus alten Eierpappen gebasteltem 
Spielzeug nach Hause kam – eine schö-
ne Form des Upcycling, aber ist das hy-
gienisch? Auf Nachfrage teilte man mir 
mit: „Eierverpackungen können zum 

Angehörte des Polizeibataillons 304 - Quelle BStu
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